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Chancengleichheit – ein Thema  
nur für Sonntagsreden?!

Stellvertretender 
Vorsitzender der 
GGG NRW

Werner Kerski

IGLU 2016: Es ist eine Schande!
Anfang Dezember 2017 wurden die Ergebnisse der Internationalen 
Grundschul-Lese-Untersuchung (IGLU 2016) veröffentlicht. Hier eine 
Einschätzung der wichtigsten Ergebnisse.

WERNER KERSKI

Die Ergebnisse sind außeror-
dentlich deprimierend. 

Die Leseleistungen haben sich 
seit 2001 kaum verändert. Die 
Schüler Deutschlands befinden 
sich im unteren Mittelfeld. In Eur-
opa ist nur in Frankreich, Belgien 
(Französische Gemeinschaft) der 
Slowakei und Malta der Anteil 
sehr schwacher Leser größer als in 
Deutschland. Der Anteil der Schü-
lerInnen ohne ausreichende Lese-
kompetenz liegt 2016 bei 18,9%. 
Im Vergleich zu 2001 gab es im 
Jahr 2006 eine deutliche Verbes-
serung. Dieses „Zwischenhoch“ 
hat sich aufgelöst, der Anteil 
schwacher Leser steigt seitdem 
stetig.

Deutschland behält die rote 
Laterne
Es gibt kein Land, in dem die 
sozial bedingten Unterschiede in 
der Leseleistung signifkant größer 
sind. In der Grafik 2 ist der Lei-
stungsvorsprung von Kindern aus 
Familien mit mehr als 100 Büchern 
gegenüber solchen mit weniger 

aufgelistet. 54 Punkte für Deutsch-
land bedeuten einen Unterschied 
von etwas mehr als einem Lern-
jahr. In vier Ländern verstärkte 
sich seit 2001 der Zusammenhang 
zwischen Leseleistung und sozi-
aler Herkunft. Deutschland gehört 
dazu!
Dies kommentiert der zuständige 
Bildungsforscher Wilfried Bos mit 
den Worten: „Es ist schlicht und 
ergreifend eine einzige Schande, 
dass wir Kinder nicht zu dem Erfolg 
führen.“ (FR, 6.12.2017)

Soziale Ungerechtigkeit im 
Übergang
Dass Kinder mit schwächerer 
Leseleistung seltener ihre Schul-
laufbahn an einem Gymnasium 
fortsetzen, liegt auf der Hand. 
IGLU 2016 weist eine zusätzliche 
Benachteiligung von Kindern aus 
bildungsfernen Elternhäusern 
beim Übergang in die Sekundar-
stufe nach, unabhängig von ihrer 
Leseleistung: Auch bei gleicher 
Lesekompetenz haben Kinder aus 
bildungsnahen Elternhäusern eine 
deutlich höhere Chance auf eine 
Gymnasialpräferenz als Kinder 
aus bildungsfernen Familien.
Die soziale Benachteiligung die-
ser Kinder hat seit 2001 sogar 
zugenommen: Bei gleicher Lei-
stung und gleichen kognitiven 
Fähigkeiten war 2001 die Chance 
auf eine Gymnasialempfehlung 
für Kinder, deren Eltern der obe-

ren und unteren Dienstklasse zuzu-
ordnen sind (Spitzenmanger, 
höhere Beamte, Ärzte, usw.), 2.6-
mal so hoch wie für Kinder von 
Facharbeitern. 2016 ist diese 
Chance 3,4-mal so hoch.
Zu einem ähnlichen Ergebnis 
kommt die Mercator-Studie „Faire 
Beurteilung des Leistungspotenti-
als von Schülerinnen und Schü-
lern“ der TU Dortmund. In der Stu-
die wird die soziale Ungleichheit 
bei den Übergängen im deut-
schen Schulsystem untersucht.
Das Hauptergebnis findet sich in 
der Zusammenfassung:
„Wir konnten in unserer Studie 
sowohl beim Übergang von der 
Grund- auf die weiterführende 
Schule als auch beim Übergang 
von der nicht-gymnasialen Sekun-
darstufe I in die Sekundarstufe II 
zeigen, dass diese nicht nur durch 
Unterschiede in der Leistung, son-
dern auch durch Unterschiede in 
der sozialen Herkunft beeinflusst 
werden.“ (Studie Fairbulous, 2017, 
Seite 3)

Die Autoren empfehlen:
„Wir empfehlen eine Änderung 
der momentanen Gestaltung des 
Übergangs von der Grund- auf 
die weiterführende Schule. Hier 
sollten bei der Übergangsemp-
fehlung unbedingt objektive Test-
ergebnisse mitberücksichtigt wer-
den, da ansonsten die Gefahr 
besteht, dass viele Kinder auch 

Grafik 2: Vorsprung (Punkte) sozial 
privilegierter Schüler* i. d. Leselei-
stung in best. Ländern 

Grafik 1: Anteil (%) leseschwacher
Schüler*/Zeitpunkte
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Alter Wein  
in neuen Schläuchen
Die in IGLU 2016 und von der Mer-
catorstiftung dargestellte soziale 
Schieflage im deutschen Bil-
dungssystem ist keineswegs eine 
neue Nachricht. Spätestens seit 
PISA 2000 wurde dieser Tatbe-
stand ausführlich dargestellt. 
Wichtig an den neuen Studien 
bleibt, dass sie die deutsche 
Gesellschaft an diesen ungelö-
sten Skandal des deutschen 
Schulsystems erinnern. Offensicht-
lich ist es in Deutschland in immer-
hin 17 Jahren seit PISA 2000 leich-
ter, den Weg vom 9-jährigen 
Gymnasium hin zum 8-jährigen zu 
gehen und auch noch die Kehrt-
wende zu organisieren. Oder 
anders formuliert: Die Lobby der 
gymnasialen Eltern ist deutlich 
stärker als die Lobby der Eltern 
armer oder bildungsferner Kinder 
und genau deswegen ändert 
sich nichts!
Alle Untersuchungen weisen 
nach, dass der Übergang nach 
der Grundschulzeit sozial hoch 
selektiv ist. Naheliegend ist es, 
den ersten Übergang mit einer 
selektiven Funktion deutlich spä-
ter stattfinden zu lassen. Das 
bedeutet bis zum ersten Abschluss 
am Ende der Sekundarstufe I die 
„Eine Schule für Alle“. Dies ist inter-
nationaler Standard und dafür 
wird sich die GGG weiterhin ein-
setzen.

Angesichts der zu erwartenden 
Widerstände und der beschrie-
benen Lobby des Gymnasiums ist 
es eine richtige, aber leider 
schwer durchzusetzende Forde-
rung. Es gibt dennoch eine Reihe 
von Maßnahmen, um der sozialen 
Ungerechtigkeit entgegen zu wir-
ken, ohne Grundsatzentschei-
dung.
Deutschland gibt im internationa-
len Vergleich zu wenig für den Bil-
dungsbereich aus, NRW hat 
zudem die rote Laterne im Ver-
gleich der Bundesländer. Die 
logische Konsequenz: Der Bil-
dungsetat ist deutlich zu erhö-
hen.

Ungleiches ungleich behandeln
Diese Aussage ist auch für den 
Schulbereich weitgehend unbe-
stritten, nur gibt es keine Konse-
quenzen. Auf einen schulscharfen 
Sozialindex warten die Schulen 
seit langem. Seit PISA 2000 fordert 
die GGG NRW eine bedarfsge-
rechtere Verteilung. 2006 gab es 
einen ersten Ansatz im Landes-
haushalt. Seitdem hat sich nichts 
bewegt. Ein Sozialindex würde die 
Ausbildung der Kinder aus SGB II-
Haushalten fördern und damit 
den „armen“ Kindern zugutekom-
men. Schulen würden in die Lage 
versetzt, kompensatorisch und 
gezielt die Kinder aus bildungsfer-
nen Familien zu fördern.

aufgrund ihrer sozialen Herkunft 
eine weiterführende Schulform 
besuchen, die nicht ihrem Poten-
zial entspricht.“ (Studie Fairbulous, 
2017, Seite 6)

Auch perfekter Unsinn bleibt 
Unsinn!
Das Problem in Deutschland ist 
der viel zu frühe, selektive Über-
gang nach dem vierten Schul-
jahr. Der Rat der Dortmunder Wis-
senschaftler blendet aus, dass die 
Grundschullehrer bei ihrer Emp-
fehlung nicht nur die erzielten 
Leistungen, sondern auch den 
prognostisch zu erwartenden 
Erfolg auf dem Weg durch die 
Sekundarstufe zu berücksichtigen 
haben. Abgesehen davon, dass 
eine solche Prognose angesichts 
der Entwicklung im Jugendalter 
an Wahrsagerei grenzt, muss die 
Prognose auch das soziale Umfeld 
der Kinder und die zu erwartende 
Unterstützung durch das jeweilige 
Elternhaus berücksichtigen.
Grundschullehrer erleben zu oft, 
dass Kinder trotz guter Leistungs-
fähigkeit am Gymnasium schei-
tern und abgeschult werden. Das 
betrifft insbesondere Kinder aus 
bildungsfernen Elternhäusern, 
deren Eltern sich eine Unterstüt-
zung nicht leisten können. Des-
halb empfehlen Grundschullehrer 
den leistungsstarken Kindern aus 
bildungsfernen Elternhäusen oft 
NICHT das Gymnasium. Ohne 

Unterstützungsleistungen durch 
das Elternhaus ist das Gymnasium 
kaum zu schaffen.
Unbeachtet bleiben auch die 
Wirkungen des gegliederten 
Schulsystems auf die Kultur der 
Grundschulen. Der Blick auf das 
einzelne Kind und dessen indivi-
duelle Lernentwicklung verliert 
sich schon in der Grundschule 
zunehmend angesichts des 
Zwangs, Kinder entsprechend 
ihrer Begabung zu klassifizieren 
und auf die Logik des geglie-
derten Schulsystems vorzuberei-
ten. Die große Risiokogruppe im 
IGLU-Test von 19% macht deut-
lich, dass schon in der Grund-
schule Potenziale bei den Kindern 
nicht erschlossen werden. Wie 
groß die Aufgabe ist und wie 
erfolgreich Gesamtschulen in 
NRW arbeiten, hat die Abiturer-
hebung von SLV-GE NRW und der 
GGG NRW gezeigt. 70,5% der 
Abiturientinnen und Abiturienten 
des Jahrgangs 2009 an den NRW-
Gesamtschulen wurde am Ende 
der Grundschulzeit ein anderer 
Abschluss als das Abitur vorher-
gesagt. Diese Jugendlichen 
machten also entgegen der Pro-
gnose das Abitur. Eine Schule für 
alle bis zum ersten Abschluss wäre 
sicher eine sinnvollere Antwort 
auf die sozialen Verwerfungen 
am Ende der Grundschulzeit als 
die Perfektionierung des Über-
gangs.

Chancengleichheit
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Quellen 

Der Schulgründungsprozess der 
Sekundarschule Rheinhausen
„Aus der Not eine Tugend machen!“
Diese Haltung vertritt die Schulleiterin der Sekundarschule Rhein-
hausen, Autorin des folgenden Beitrags. Sie beschreibt, wie sich ihre 
Schule unter verschärften gesellschaftlichen Bedingungen weiter-
entwickelt.  

MARTINA ZILLA SEIFERT

Diese neuen, herausfordern- 
den Bedingungen sind:

große Armut in bestimmten 
Stadtvierteln und somit auch  
in den dort ansässigen Schulen
Inklusion, die allerdings von 
einem selektiven Schulsystem 
strukturell nicht erfüllt werden 
kann und somit zum größten  
Teil von den integrierten Sys- 
temen gestaltet werden muss  
und auch kann
Begleitung von Kindern, die 
aufgrund von Armut, Krieg  
und Vertreibung zu uns kom-
men
finanziell marode Vorausset-
zungen und die vollständige 
Agonie im Bereich der Hand-
lungsoptionen, mit denen  
Kommunen als Schulträger 
kaum noch steuern bzw. steu-
ern können
vollständig gescheiterte 
Bildungsplanung in Blick auf 
die personale Versorgung der  
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Schulen – Schulen, die unter 
den o.g. Bedingungen ar-
beiten müssen, finden kaum 
ausgebildete LehrerInnenl

Programme wie z.B. „Gute Schule 
2020“ laufen vollständig ins Leere  
– Kommunen rufen die Gelder
nicht ab, weil es keine Menschen 
gibt, die z.B. dringend nötige Bau-
projekte, die mit den Geldern 
realisiert werden sollten, umset-
zen könnten.

Sekundarschule Rheinhausen
Die Schule liegt in einem prospe-
rierenden Stadtteil mit zwei Gym-
nasien und zwei Gesamtschulen. 
Drei Schulen liegen in unmittel-
barer Nähe der Sekundarschule.
Die Schule wurde 2015-2016 als 
inklusive Schule ohne äußere Dif-
ferenzierung gegründet und ging 
aus einer Hauptschule und einer 
Realschule hervor. Geplant wurde 
die Schule für vier Züge – derzeit 
ist die Schule auf dem Papier 
sechs bis siebenzügig. 

Martina Zilla Seifert

Auf den Anfang kommt es an!
Die Bildungsfinanzierung vom 
Kopf auf die Füße stellen!
Für Jugendliche in der gymnasi-
alen Oberstufe werden deutlich 
mehr Mittel zur Verfügung gestellt 
als für Kinder in den KITAs oder in 
den Grundschulen. Auch die 
durchschnittliche Frequenz von 
Oberstufenkursen ist deutlich 
niedriger als die Klassenfrequenz 
in der Skundarstufe I. Ein Umsteu-
ern wird seit vielen Jahren nicht 
nur von der GGG gefordert.

Grundschule
Ein gebundener Ganztag, um 
Kinder aus bildungsfernen Eltern-
häusern besser zu fördern, wäre 
ein Weg. Die Grundschulen 
könnten damit die additive 
Grundstruktur der OGS durch 
einen rhythmisierten Ganztag 
ersetzen, in dem Lernen, Üben 
und Freizeit zusammenhängend 
und in eigener Verantwortung 
stattfindet. Dazu müsste den 
Grundschulen ein entspre-
chendes Ganztagsdeputat zuge-
wiesen werden.

Sekundarschule
Es darf nicht zugelassen werden, 
dass die gesellschaftlich verein-
barten Aufgaben der Integration 
der Flüchtlinge und der Inklusion 
der Behinderten von einzelnen 
Schulen nicht wahrgenommen 
werden. Alle Schulen und Schul-

formen tragen hier eine gemein-
same Verantwortung und müssen 
sich angemessen beteiligen.

Abschulverbot 
Jede Schule ist bis zu einem ersten 
Abschluss für die aufgenom-
menen Kinder verantwortlich und 
muss sie bis zu diesem Abschluss 
fördern. Das Abschulen beschä-
digt die Kinder oder Jugend-
lichen. Die abgebende Schule 
entledigt sich der Aufgabe der 
Förderung von Kindern und Ju-
gendlichen und verlagert diese 
Aufgabe an andere Schulen.

► www.stiftung-mercator.de/
FA(IR)BULOUS Faire Berteilung 
des Leistungspotenzials von 
Schülerinnen und Schülern

► www.ifs.tu-dortmund.de
Original-iglu-Berichte

► www.ggg-nrw.de/
FA(IR)BULOUS und IGLU
Publikationen ► ISA1/2018
► Wilfried Bos, Es ist eine
Schande, 
Frankfurter Rundschau, 
06.12.2017

Schulgründungsprozess


